
STEUERN UND RECHT

Zweitwohnungsteuer als Kosten der 
Unterkunft für eine doppelte 
Haushaltsführung
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 13. De­
zember 2023 – VI R 30/21 entschieden, dass die Zweit­
wohnungsteuer für eine im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung genutzte Wohnung unter die Höchstbe­
tragsbegrenzung von 1.000 EUR fällt. Ist der Höchstbe­
trag bereits ausgeschöpft, dann darf dieser Aufwand also 
nicht zusätzlich als Werbungskosten abgezogen werden, 
was insbesondere für Zweitwohnungsnutzer in teuren Me­
tropolregionen nachteilig ist.

Die Klägerin hatte an ihrem Tätigkeitsort München eine 
Zweitwohnung angemietet. Die hierfür in den Streitjahren 
entrichtete Zweitwohnungsteuer in Höhe von 896 EUR 
bzw. 1.157 EUR machte sie neben weiteren Kosten für 
die Wohnung in Höhe von jeweils mehr als 12.000 EUR 

als Aufwendungen für ihre doppelte Haushaltsführung gel­
tend. Das Finanzamt berücksichtigte die Aufwendungen 
jeweils nur mit dem Höchstabzugsbetrag von 12.000 EUR. 
Der BFH bestätigte dieses Vorgehen.

Zu den notwendigen Mehraufwendungen, die bei einer 
doppelten Haushaltsführung als Werbungskosten zu be­
rücksichtigen sind, zählen unter anderem die notwendigen 
Kosten für die Nutzung der Unterkunft am Beschäftigungs­
ort. Diese können nach der Neufassung des § 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG ab dem Veranlagungszeitraum 
2004 nur bis zu einem Höchstbetrag von 1.000 EUR pro 
Monat abgezogen werden. Der BFH hat die Zweitwoh­
nungsteuer als Unterkunftskosten in diesem Sinne beur­
teilt. 

Anders hatte der BFH zu den Aufwendungen für Haus­
haltsartikel und Einrichtungsgegenstände entschieden, da 
deren Nutzung und Verbrauch nicht mit der Nutzung der 
Unterkunft als solcher gleichzusetzen ist. 

Quelle: PM BFH
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Prolog

Die Arztpraxen und Apotheken stecken zur Zeit  in einem
umfassenden  Transformationsprozess.  eRezept  und
eArztbrief  laufen  noch  nicht  in  allen  Praxen  rund  und
bedeuten  noch  einen  zeitlichen  und  wirtschaftlichen
Aufwand.  Wahrscheinlich  ist  das  Cannabisgesetz  vom
Bundestag  auch  gerade  deshalb  beschlossen,  um  die
Prozesse mit Erleichterung zu tragen.
Aber  die  KBV  haben  vom  Gesetzgeber  den  Auftrag
erhalten,  eine  Rahmenvereinbarung  zu  erstellen,  die
bislang  offene  Punkte  abdeckt.  Weitere  Informationen
finden Sie auf der Website der KBV - www.kbv.de.

Unsere Themen im Überblick:

- Zweitwohnungsteuer als Kosten der Unterkunft für eine 
  doppelte Haushaltsführung
- Erholungsbeihilfe für Ihre Mitarbeiter
- Keine Diskriminierung Schwerbehinderter bei 
  Nichteinstellung aus gesundheitlichen Gründen
- Konservierung von Keimzellen bei privaten 
  Leistungserbringern
- Behandelnder Arzt darf als Erbe eingesetzt werden
- Transportpauschale künftig für alle Auftragsleistungen
- Welche Änderungen ergeben sich durch das 
  Cannabisgesetz für Arztpraxen
- Mindestlohn in der Altenpflege
- EU-weite Obergrenze für Barzahlungen
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Erholungsbeihilfe – steuerfreier 
Zuschuss für Ihre Mitarbeiter
Die Erholungsbeihilfe bietet eine vorteilhafte Alternative 
bzw.  ein Zuschuss zum Urlaubsgeld sein. Wie sie 2024 
steuerfrei gewährt werden kann, erfahren Sie hier.

Betrag pro Mitarbeiter:

Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern bis zu 156 EUR 
pro Jahr als Erholungsbeihilfe gewähren. Zusätzlich kön­
nen für Ehepartner weitere 104 EUR und für jedes Kind 
52 EUR ausgezahlt werden.

Zweck der Erholungsbeihilfe:

Die Erholungsbeihilfe ist eine freiwillige Leistung des Ar­
beitgebers, die zweckgebunden für Erholungsurlaub oder 
Erholungskuren verwendet werden soll. Sie kann in Form 
von Barzuschüssen für Urlaubsreisen oder auch durch 
Unterbringung in betrieblichen Erholungsheimen erfolgen.

Steuerliche Behandlung:

Die Erholungsbeihilfe muss zusätzlich zum ohnehin ge­
schuldeten Arbeitslohn ausbezahlt werden.

Der Betrag von 156 EUR pro Jahr und Mitarbeiter ist 
steuerfrei. Arbeitgeber können die Beihilfe pauschal ver­
steuern, sodass sie beitragsfrei bleibt.

Freiwillige Unterstützung:

Die Entscheidung, ob der Arbeitgeber Erholungsbeihilfen 
gewährt, liegt bei ihm. Ein Anspruch kann sich aus be­
trieblicher Übung oder aus (tarif)vertraglicher Vereinba­
rung ergeben.

Bitte beachten Sie, dass die Erholungsbeihilfe nicht mit 
dem Urlaubsgeld verwechselt werden sollte. Während 
das Urlaubsgeld voll versteuert und verbeitragt werden 
muss, kann die Erholungsbeihilfe bis zu einer gewissen 
Höhe pauschal versteuert werden und bleibt damit bei­
tragsfrei.

Keine Diskriminierung 
Schwerbehinderter bei Nichteinstellung 
aus gesundheitlichen Gründen
Der an Diabetes erkrankte, schwerbehinderte Kläger be­
warb sich unter Hinweis auf seine Schwerbehinderung im 
Januar 2023 auf eine von der beklagten Stadt ausge­
schriebene Ausbildungsstelle als Straßenwärter. Er erhielt 
eine Einstellungszusage vorbehaltlich einer noch durch­
zuführenden ärztlichen Untersuchung. Der Arzt kam zu 
dem Ergebnis, dass der Kläger wegen seiner Diabetes­
Erkrankung nicht für die vorgesehene Ausbildungsstelle 
geeignet sei. Die Einstellungszusage wurde daraufhin zu­
rückgenommen. Der Kläger erhob Klage auf Entschädi­
gung wegen einer aus seiner Sicht erfolgten Diskri­ 
minierung als schwerbehinderter Mensch.

Mit Urteil vom 20. März 2024 wies das Arbeitsgericht 
Siegburg die Klage ab. Eine diskriminierende Handlung 
und ein Verstoß gegen das AGG waren für die 3. Kammer 

nicht erkennbar. Der Kläger sei von der Beklagten wegen 
seiner Behinderung nicht schlechter behandelt worden als 
vergleichbare nichtbehinderte Bewerber. Die Stadt habe 
bei der Entscheidung, den Kläger nicht einzustellen, nicht 
auf seine Behinderung abgestellt. Vielmehr habe man 
den Kläger ungeachtet seiner Behinderung gerade ein­
stellen wollen und ihm demgemäß eine Einstellungszusa­
ge erteilt, diese jedoch vom Ergebnis einer gesund­ 
heitlichen Eignungsuntersuchung bzw. seiner Eignung ab­
hängig gemacht. Diese gesundheitliche Eignung sei dann 
von dem von ihr beauftragten Arzt verneint worden, wor­
aufhin die Beklagte unter Berufung auf den zum Ausdruck 
gekommenen Vorbehalt ihre Einstellungszusage zurück­
gezogen habe.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Gegen das 
Urteil kann Berufung beim Landesarbeitsgericht Köln ein­
gelegt werden.

Quelle: Arbeitsgericht Siegburg  

GESUNDHEITSPOLITIK UND RECHT

Konservierung von Keimzellen bei pri­
vaten Leistungserbringern
Das Landessozialgericht Bayern (LSG) hat entschieden, 
dass die Kosten für die Konservierung von Keimzellen, 
die mangels eines kassenärztlich zugelassenen Leis­
tungserbringers über einen privaten, aber gleichwohl qua­
lifizierten Leistungserbringer erfolgt, von der Kranken­ 
kasse übernommen werden müssen.

Ein junger Ehemann sieht sich im Jahr 2021 unversehens 
damit konfrontiert, dass er an Hodenkrebs erkrankt ist. 
Durch die in Aussicht genommene Therapie droht der 
Verlust der Zeugungsfähigkeit. Verdachtsdiagnose am 
Donnerstag, Bestätigung am Freitag. Zugleich Termin für 
Montag zur Spermiengefrierung, da Operationstermin am 
Mittwoch. Den Anspruch auf Kryokonservierung von 
Keimzellen hat der Gesetzgeber für solche Fälle bereits 
2019 geschaffen. Die Konservierung der Keimzellen er­
folgt sodann am Montag über eine Kinderwunschpraxis, 
die über eine kassenärztliche Zulassung verfügt und auf 
ihrer Homepage auch die Kryokonservierung von Keim­
zellen anbietet. Allerdings – was zunächst nicht ohne 
Weiteres erkennbar ist – erfolgt dies durch eine eigen­
ständige GmbH, die nicht als Leistungserbringer zugelas­
sen ist. Die Krankenkasse will für die Leistungen nicht 
zahlen, da die Kryokonservierung nicht von einem zuge­
lassenen Leistungserbringer vorgenommen wird. Sie ist 
der Auffassung, dass der Kläger nach einem zugelasse­
nen Leistungserbringer suchen muss. Die Kassenärztli­
che Vereinigung Bayern konnte jedoch selbst bis zum 
Ende des Berufungsverfahrens hierfür keinen einzigen 
zugelassenen Leistungserbringer in Bayern benennen. 
Das Sozialgericht hat den Anspruch des Klägers grund­
sätzlich bejaht. Er habe in einer solchen Situation einen 
Anspruch auf Erstattung der Kosten auch bei Leistung 
durch einen nicht zugelassenen Leistungserbringer. An­
ders könne er seinen gesetzlich vorgesehenen Anspruch 
nicht verwirklichen.
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Das LSG hat mit dem Urteil das Recht des Versicherten 
bestätigt, in einer Situation des Systemversagens der ge­
setzlichen Krankenversicherung Leistungen eines nicht 
zugelassenen – aber gleichwohl qualifizierten – Leis­
tungserbringers in Anspruch zu nehmen. In diesem Fall 
muss die Krankenkasse dem Versicherten die Kosten er­
statten, die er für die Konservierung seiner Keimzellen 
aufwenden musste. Wenn selbst die Kassenärztliche Ver­
einigung keinen zugelassenen Leistungserbringer benen­
nen kann, sind dem Versicherten weitere Nachfor­ 
schungen nach zugelassenen Leistungserbringern nicht 
zumutbar. Der Senat hat die Revision zum Bundessozial­
gericht zugelassen.

Quelle: Bayer. Landessozialgericht L 5 KR 377/22

Behandelnder Arzt darf als Erbe 
eingesetzt werden
Die Erbeinsetzung eines behandelnden Arztes führt nicht 
zur (Teil­) Nichtigkeit eines Testaments. Das Oberlandes­
gericht Frankfurt am Main (OLG) hat mit einer aktuellen 
Entscheidung auf die Beschwerde hin dem Erbscheinsan­
trag u. a. des behandelnden Arztes stattgegeben.

Die Erblasserin hatte ihren behandelnden Arzt in mehre­
ren Testamenten, zuletzt in einem Testament aus dem 
Jahr 2021, neben weiteren Freunden und Verwandten 
zum Miterben eingesetzt. Das Testament aus dem Jahr 
2021 hatte sie ihrem Arzt vorgelegt und ihn um Bestäti­
gung ihrer Testierfähigkeit gebeten. Der Arzt hatte einen 
entsprechenden Vermerk auf dem Testament angebracht. 
Nach dem Tod der Erblasserin beantragen nunmehr der 
behandelnde Arzt und zwei weitere Miterben die Erteilung 
eines Erbscheins auf der Grundlage dieses Testaments.

In dem Erbscheinverfahren hatte einer der übrigen Miter­
ben das Testament mit der Begründung angefochten, es 
liege ein Verstoß gegen § 32 der Berufsordnung der hes­
sischen Ärztekammer (§ 32 BO­Ä) vor. Gemäß § 32 Abs. 
1 BO­Ä ist es „Ärztinnen und Ärzten nicht gestattet, von 
Patientinnen und Patienten (…) Geschenke oder andere 
Vorteile (…) sich versprechen zu lassen oder anzuneh­
men, wenn hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die 
Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beeinflusst 
wird“. Des Weiteren sei die herzkranke und pflegebedürf­
tige Erblasserin testierunfähig gewesen. Der Miterbe hat­
te seinerseits einen Erbscheinsantrag auf der Grundlage 
eines vorangegangenen Testaments gestellt. Das Nach­
lassgericht hatte beide Erbscheinsanträge zurückgewie­
sen. 

Vor dem Oberlandesgericht hatte die hiergegen gerichtete 
Beschwerde u. a. des behandelnden Arztes Erfolg. Der 
Arzt sei wirksam als Miterbe eingesetzt worden, stellte 
das OLG fest. Die berufsständische Regelung in der Sat­
zung der Landesärztekammer stelle zwar im Ausgangs­
punkt ein Verbotsgesetz i.S.d. § 134 BGB dar. Eine 
verfassungskonforme Auslegung ergebe jedoch, dass ein 
etwaiger Verstoß des Arztes nicht zur Nichtigkeit der Tes­
tierung durch den Erblasser führe. Anders als vergleich­
bare Verbotsgesetze für den Bereich der Pflege in 

Heimen (früher § 14 HeimG, heute § 6 HBPG) deren 
Schutzbereich auch den Testierenden erfasse, richte sich 
§ 32 BO­Ä in erster Linie an den behandelnden Arzt als 
Mitglied der Ärztekammer. § 32 BO­Ä enthalte demnach 
kein an den Testierenden gerichtetes Testierverbot. „Eine 
solche Auslegung würde einen unangemessenen Eingriff 
in die durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützte Testierfreiheit 
darstellen“, begründete der Senat weiter. Konkrete An­
haltspunkte für eine Testierunfähigkeit der Erblasserin lä­
gen ebenfalls nicht vor.

Die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof ist zuge­
lassen (Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Beschluss 
vom 21.12.2023, Az. 21 W 91/23).

Quelle: PM OLG

HONORAR

Transportpauschale künftig für alle 
Auftragsleistungen
Mit dem jetzt gefassten Beschluss des Bewertungsaus­
schusses gibt es zwei neue Transportpauschalen: die Ge­
bührenordnungsposition (GOP) 40094 für In­vitro­Dia­ 
gnostikleistungen ausgenommen die gynäkologische Zy­
tologie und HPV sowie die GOP 40095 für In­vitro­Dia­
gnostik der gynäkologischen Zytologie und HPV. Sie 
werden jeweils als Zuschlag für in­vitro­diagnostische Auf­
tragsleistungen gezahlt. Damit erhalten Laborärzte künftig 
für alle Behandlungsfälle mit Transportaufwand eine 
Transportpauschale.

Die neuen Kostenpauschalen ersetzen ab Januar 2025 
die bisherige Transportpauschale 40100. Ebenso fallen 
dann die GOP 01699 und 12230 weg. Diese Zuschläge 
können seit Wegfall der Portopauschalen 40120 bis 
40126 in Behandlungsfällen mit Leistungen des Allge­
meinlabors (EBM­Abschnitte 32.2.1 bis 32.2.7) abgerech­
net werden, bei denen die Abrechnung der GOP 40100 
ausgeschlossen ist. Ab dem 1. Januar 2025 ist auch in 
diesen Behandlungsfällen eine Transportkostenpauschale 
berechnungsfähig. 

Quelle: KBV

PRAXISFÜHRUNG

Welche Änderungen ergeben sich 
durch das Cannabisgesetz für 
Arztpraxen
Das Cannabisgesetz (CanG), das am 1. April 2024 in 
Kraft getreten ist, bringt einige wichtige Änderungen mit 
sich. Hier sind die wesentlichen Punkte:

Seit 1. April können Ärzte Cannabis zu medizinischen 
Zwecken auf dem „normalen“ Rezept verordnen. Ein Be­
täubungsmittelrezept ist hierfür nicht mehr nötig. Mit der 
Teil­Legalisierung von Cannabis unterliegt die Verordnung 
von Cannabisarzneimitteln nicht länger dem Betäubungs­
mittelgesetz.
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Insgesamt zielt das Cannabisgesetz darauf ab, den kon­
trollierten Umgang mit Cannabis zu ermöglichen und 
gleichzeitig den Gesundheitsschutz zu gewährleisten. 
Weitere Informationen finden Sie auf der Website des 
Bundesministeriums für Gesundheit. 

Quellen: BMG und KBV

Mindestlohn in der Altenpflege
In einem ersten von zwei Schritten steigt der Mindestlohn 
für Beschäftigte in der Altenpflege. Ab dem 1. Mai klettert 
er für Pflegehilfskräfte auf 15,50 EUR, für qualifizierte 
Pflegehilfskräfte auf 16,50 EUR und für Pflegefachkräfte 
auf 19,50 EUR. Im Juli 2025 wird der Mindestlohn in der 
Altenpflege dann erneut angehoben.

FINANZEN

EU­weite Obergrenze von 10.000 EUR 
für Barzahlungen
Wer im EU­Ausland größere Geldbeträge bezahlen will, 
zum Beispiel beim Autokauf, muss einige Spielregeln be­
achten.

Das EU­Parlament hat am 24. April 2024 neue Vorschrif­
ten zur Bekämpfung der Geldwäsche verabschiedet, dar­
unter eine EU­weite Obergrenze von 10.000 EUR für 
Barzahlungen, außer zwischen Privatpersonen im nicht­
professionellen Bereich. Mitgliedstaaten, die bereits nied­
rigere Bargeldobergrenzen haben, können diese 
beibehalten.

AKTUELLE STEUERTERMINE
Mai 2024: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M): 
10.05.2024 (13.05.2024)*  

Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
15.05.2024 (21.05.2024)*

Juni 2024: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M), 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer: 
10.06.2024 (13.06.2024)*

Juli 2024: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, VJ, J): 
10.07.2024 (15.07.2024)*

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern.

WICHTIGER HINWEIS
Die Inhalte unseres Schreibens wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für 

die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte können wir jedoch 

keine Gewähr übernehmen. Gesetze und Rechtsprechung ändern sich 

fortlaufend. Nutzen Sie deshalb unser Schreiben zur Information. Bitte 

denken Sie aber daran, dass Sie vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich 

steuerliche oder rechtliche  Beratung in Anspruch nehmen, weil wir sonst 

keine Verantwortung übernehmen können.

So sieht es das „Gesetz zum kontrollierten Umgang mit 
Cannabis und zur Änderung weiterer Vorschriften“ (Can­
nabisgesetz) vor, das Bundestag und Bundesrat verab­
schiedet haben und das zum 1. April in Kraft getreten ist. 
Die Verordnung von Medizinalcannabis wird danach nicht 
mehr im Betäubungsmittelgesetz (BtMG) geregelt, son­
dern im neuen „Gesetz zur Versorgung mit Cannabis zu 
medizinischen und medizinisch­wissenschaftlichen Zwe­
cken“.

Ärztinnen und Ärzte, die Versicherte mit einer schwerwie­
genden Erkrankung mit Cannabis behandeln, nutzen zu­
künftig das elektronische Rezept. Bei der Verordnung 
sind, wie bisher, die gesetzlichen Voraussetzungen zu be­
achten (§ 31 Abs. 6 SGB V und Arzneimittel­Richtlinie).

Zukünftig entfallen die besonderen Vorgaben zur Ver­
schreibung und zu Sicherungsmaßnahmen, die für Betäu­
bungsmittel gelten. Medizinalcannabis ist insoweit wie ein 
verschreibungspflichtiges Arzneimittel zu behandeln, das 
kein Betäubungsmittel ist. Für Aufzeichnungen und Mel­
dungen durch Erlaubnisinhaber an das Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte gelten die in § 16 des 
Medizinal­Cannabisgesetzes vorgegebenen Pflichten.

Medizinalcannabis weiter in der Apotheke erhältlich

Medizinalcannabis soll rechtlich klar von Cannabis zu 
nicht­medizinischen Zwecken getrennt werden. Medizinal­
cannabis wird daher nicht im Konsumcannabisgesetz, 
sondern in einem gesonderten Medizinal­Cannabisgesetz 
geregelt. Die bereits bestehenden Regelungen zu Medizi­
nalcannabis bleiben dabei im Wesentlichen inhaltlich un­
verändert. Eine Verschreibung auf einem besonderen 
Betäubungsmittelrezept ist zukünftig aber nicht mehr not­
wendig. Hier reicht ein reguläres Rezept.

Medizinalcannabis bleibt weiter unverändert entspre­
chend den sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben er­
stattungsfähig. Verordnungsfähig ist Cannabis in Form 
von getrockneten Blüten oder Extrakten in standardisier­
ter Qualität, sofern es einen nach dem Deutschem Arznei­
buch bestimmten Tetrahydrocannabinol (THC)­Gehalt von 
mindestens 0,3 % besitzt. Cannabis in Form von getrock­
neten Blüten oder Extrakten in standardisierter Qualität 
mit einem geringeren THC­Gehalt ist vom Leistungsan­
spruch nach § 31 Absatz 6 Satz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch ausgeschlossen.

Eigenanbau für den Eigenkonsum legalisiert: Erwachsene 
dürfen nun Cannabis für den privaten Eigenkonsum an­
bauen. Dies gilt auch für den gemeinschaftlichen, nicht­
gewerblichen Eigenanbau in sogenannten Anbauvereini­
gungen.

Regionale Modellvorhaben mit kommerziellen Lieferket­
ten: Parallel zur Umsetzung der ersten Säule bereitet die 
Bundesregierung die zweite Säule vor. Diese sieht regio­
nale Modellvorhaben mit kommerziellen Lieferketten vor.

Erweiterung des Bundesnichtraucherschutzgesetzes: Das 
Gesetz wurde auf Tabakerhitzer, E­Zigaretten und Pro­
dukte, die in Verbindung mit Cannabis geraucht oder ver­
dampft werden, ausgeweitet.
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